Offener Brief an die Bundeskanzlerin Angela Merkel, den Außenminister der BRD, Heiko Maas, sowie den Bundespräsidenten Frank-Walter Steinmeier bezüglich des nicht hinnehmbaren Umgangs mit der Russischen Föderation, 
                der den Grundzügen der UNO-Charta widerspricht

In Sorge um das Ansehen Deutschlands in der Welt, das sich per Grundgesetz dem Völkerrecht verpflichtet hat, ist es unser  Anliegen, Sie auf die Präambel der  Charta der Vereinten Nationen hinzuweisen, in der es u.a. heißt:
„Wir, die Völker der Vereinten Nationen sind entschlossen, künftige Generationen vor der Gewalt des Krieges zu bewahren, der zweimal zu unseren Lebzeiten  unsagbares Leid über die Menschheit gebracht hat… Bedingungen zu schaffen, unter denen Gerechtigkeit und Achtung der Verpflichtungen, die auf Verträgen, oder anderen Quellen des Völkerrechts beruhen, aufrechterhalten werden können… Toleranz zu üben und als gute Nachbarn in Frieden miteinander zu leben..“
Es ist eine Schande, dass die Bundesregierung unter ihrem jetzigen Außenminister Heiko Maas -nicht nur im Fall Nawalnys - SELBST EIN MINIMUM AN DIPLOMATISCHEN BENEHMEN VERMISSEN LÄSST UND UNVERSCHÄMTE UNTERSTELLUNGEN GEGENÜBER DER RUSSISCHEN REGIERUNG, BELEIDIGUNGEN UND VERLEUMDUNGEN VOM STAPEL LÄSST, STATT ZU KOOPERIEREN.
WIR FORDERN VON IHNEN, Frau Bundeskanzlerin Angela Merkel, Ihnen, Herr Außenminister Heiko Maas, Ihnen, Herr Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier, sowie anderen staatstragenden Politikern der Bundesrepublik, einschließlich ihrer Medien, mit Russland

--SO,WIE ES SICH IM VÖLKERRECHT GEHÖRT UND IM GRUNDGESETZ FIXIERT IST--ZUM NUTZEN IHRER BÜRGER ZUSAMMENZUARBEITEN !
Denn
—wenn diplomatische Noten seitens Russlands an Deutschland unbeantwortet bleiben,
---Untersuchungsergebnisse, wie im Fall Navalnys, unterschlagen werden und so getan wird, als ob die Charite´ und nicht die Bundeswehr, hinter den unterstellten und in Umlauf gebrachten „Untersuchungsergebnissen“ steckt, ist, wie der russische Außenminister S. Lawrow sehr richtig feststellt, EIN WEITERBESTEHEN DIPLOMATISCHER BEZIEHUNGEN SINNLOS.

Wir aber wollen, so wie die Mehrzahl der Bevölkerung der Bundesrepublik;
IN FRIEDEN UND FREUNDSCGHAFT IM INTERESSSE UNSERER BEIDEN VÖLKER ZUSAMMENLEBEN !
Dazu gehört:

1. alle Sanktionen gegenüber Russland aufzuheben;
2. sich dafür einzusetzen, dass der im Februar 2021 auslaufende Atomwaffenvertrag zwischen den USA und Russland bedingungslos um 1 Jahr verlängert wird ;
(So, wie es übrigens der russische Präsident Wladimir Putin vorgeschlagen hat,

statt wie es der jetzige US-Präsident Trump verlangte, diesen Vorschlag an Bedingungen zu knüpfen.)
3. alle Atomwaffen aus Deutschland abzuziehen;
4. alle deutschen Truppen aus den gegen Russland gerichteten NATO-Militärübungen im Baltikum an der Grenze Russlands nach Deutschland zurückzuholen;
5. einen Austritt der Bundesrepublik Deutschlands aus der NATO vorzubereiten.

Damit würden Sie nicht nur dem Grundgesetz folgen, sondern auch den Bestimmungen der UNO-Charta entsprechen, die ein friedliches und gedeihliches Zusammenleben der Staaten der Welt vorsieht.
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